
zu nutzen entschlossen war. Im übrigen fügte 
sich Hitlers Abrüstungspolitik zunächst bruch-
los an die seiner Vorgänger im Reichskanzler- 
amt. Wenn seine Regierung auch nach Deutsch-
lands Auszug aus der Abrüstungskonferenz 
noch aktiv an diplomatischen Bemühungen um 
eine Abrüstungsvereinbarung mitwirkte, so 
mag dafür die Absicht leitend gewesen sein, 
die inzwischen in Angriff genommene deut-
sche Aufrüstung international zu legalisieren 
und gegen etwaige Sanktionen des Völker-
bundes abzusichern.

3. Die Haltung der übrigen Mächte

Der dominierende Einfluß der jeweils eigenen 
außenpolitischen Interessenlage auf die Konzi-
pierung der Abrüstungspolitik machte sich 
auch bei den übrigen Mächten bemerkbar. So 
waren Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten, deren Stärke in der maritimen Rü-
stung lag, an den Problemen der Landab-
rüstung nur indirekt und insoweit interessiert, 
als sie ein geeignetes Mittel zur Stabilisierung 
des Friedens und der Erhaltung eines konti-
nentaleuropäischen Mächtegleichgewichts zu 
sein versprach. Durch diplomatische Vermitt-
lungsaktionen und wechselnde Parteinahmen 
in Einzelfragen zugunsten Frankreichs oder 
Deutschlands suchten sie pragmatische Lö-
sungsentwürfe zu entwickeln und einer allen 
Beteiligten annehmbaren Übereinkunft den 
Weg zu ebnen. Gemeinsam war beiden 
angelsächsischen Mächten die Unnachgiebig-
keit gegenüber Frankreichs Drängen, präzise 
Sicherheitsgarantien zu übernehmen. Die USA 
sahen überdies mit Unwillen, wie der Rü-
stungsaufwand in Europa die Finanzkraft ihrer 
Kriegsschuldner beeinträchtigte und sie an den 
fälligen Rückerstattungen hinderte.

Geschlossen auf der Seite Frankreichs standen 
in den Abrüstungsverhandlungen die Länder 
der Kleinen Entente zusammen mit Belgien, 
Polen und Griechenland, während Österreich, 
Ungarn und Bulgarien ebenso einmütig den 
deutschen Thesen beipflichteten. Sie alle teil-
ten indessen den gemeinsamen Argwohn ge-
genüber internen Verhandlungen der Groß-
mächte. Als Beispiel für dieses Mißtrauen 
kann der Abschluß des Organisationspaktes 
im Februar 1933 angesehen werden, der eine 
Reaktion auf die Fünfmächteerklärung vom 
Dezember 1932 darstellte, durch die Frankreich 
bei seinen Verbündeten den Eindruck hervor-
gerufen hatte, sich mit Deutschland zu Lasten 
der Verteidigung des Status quo vergleichen 
zu wollen. Polens eigenständiger Beitrag in 
der Abrüstungsdiskussion bestand in konkre-
ten Vorschlägen für die sogenannte morali-
sche Abrüstung, die sich aus der polnischen 
Besorgnis über die antipolnische Propaganda 
in Deutschland erklärten.

Rußlands wiederholte radikale Vorstöße für 
eine totale Abrüstung wurden allgemein und 
wohl nicht zu Unrecht von ihrer Propaganda-
wirkung auf die kommunistischen Parteien her 
interpretiert. In den Verhandlungen erwies 
sich die Sowjetunion als Hauptkritiker der 
französischen Sicherheitspolitik und unter-
stützte den deutschen Abrüstungsstandpunkt 
ebensohäufig wie Italien, das mit seiner For-
derung nach Dalmatien und seinen kolonialen 
Ambitionen den revisionistischen Mächten zu-
zurechnen ist. Unter Führung der skandinavi-
schen Länder betonte die ehemals neutrale 
Staatengruppe nachhaltig ihr Interesse am 
Zustandekommen eines praktikablen Ab-
rüstungsabkommens.

VI. Abrüstung und kollektive Sicherheit

1. Was ist kollektive Sicherheit?

Haben die Abrüstungsbemühungen nach dem 
Ersten Weltkrieg dazu beigetragen, die kollek-
tive Sicherheit in Europa zu konsolidieren? — 

Die notwendige Vorfrage muß lauten: Worin 
besteht das Wesen der kollektiven Sicherheit 
und inwieweit war sie durch den Völkerbund, 
die Locarno-Verträge und den Kriegsächtungs-
pakt bereits verwirklicht?



Artikel 16 der Völkerbundsatzung drückt aus, 
was kollektive Sicherheit im Kern bedeutet: 
„Schreitet ein Bundesmitglied entgegen den 

übernommenen Verpflichtungen zum 
Kriege, so wird es ohne weiteres so angese-
hen, als hätte es eine Kriegshandlung gegen 
alle anderen Bundesmitglieder begangen." 66 ) 
Der unprovoziert angegriffene Staat darf also 
erwarten, daß ihm der Beistand aller übrigen 
Staaten zuteil wird. Er braucht nicht schon im 
Frieden Vorkehrungen zum Schutz gegen 
einen möglichen Angriff zu treffen, z. B. indem 
er rüstet oder sich um Verbündete bemüht. 
Vielmehr wird die Sicherheit jedes Staates zu 
einer „Angelegenheit aller Staaten, die sich 
kollektiv um die Sicherheit eines jeden einzel-
nen kümmern, als ginge
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 es um ihre eigene 

Sicherheit" ).

In dieser abstrakten Form ist das Konzept 
geradezu verführerisch schlüssig und überzeu-
gend. Es verwundert nicht, daß es in der politi-
schen Propaganda beträchtliches Ansehen ge-
noß. Hatte es doch vortreffliche Argumente 
auf seiner Seite. Einmal verkörpert die Idee 
der kollektiven Sicherheit ein moralisches 
Prinzip: Ein Staat, der dem Opfer einer Ag-
gression zur Hilfe eilt, streitet immer auf der 
Seite des Rechts. Zum anderen inspiriert die 
Teilhabe eines Staates an einem System kol-
lektiver Sicherheit seinen Bürgern das Gefühl 
erhöhter nationaler Sicherheit: Wir werden, 
sollte man uns angreifen, nicht allein stehen. 
Die Frage bleibt, warum es dennoch in der 
Praxis versagt hat, warum das Konzept der 
Kollektivsicherheit sich als keineswegs geeig-
net erwies, wirkliche Sicherheit zu gewährlei-
sten und ein friedliches Zeitalter der inter-
nationalen Beziehungen zu begründen.

Eine Reihe von Antworten drängt sich auf. 
Man kann darauf hinweisen, daß der große 
Entwurf Wilsons weitgehend Fragment blieb, 
daß das amerikanische Garantieversprechen 
nicht realisiert wurde, daß partielle Grenz-
garantien und die allgemeine Kriegsächtung

66) Zit. n. Klöss, a. a. O., S. 47.
67) Hans J. Morgenthau, Macht und Frieden, Gü-
tersloh 1963, S. 355.

allein eben nicht genügten, daß insbesondere 
die Modalitäten gegenseitiger Beistandslei-
stung nicht in zusätzlichen Abkommen konkre-
tisiert wurden. Es läßt sich ferner die schwie-
rige Frage der Sanktionen anführen, die, ka-
men sie überhaupt zustande wie 1935 gegen-
über Italien im Abbessinienkonflikt, sich als 
zu schwächlich herausstellten, um den Aggres-
sor in die Schranken des Rechts zu zwingen, 
und die letztlich den Sanktionsmächten nicht 
weniger schadeten als dem Betroffenen. All 
das sind Teilerklärungen, aber sie führen noch 
nicht in das Zentrum des Problems. Es ist 
nötig, einige der Bedingungen zu klären, von 
denen es abhängt, ob ein solches Konzept 
überhaupt funktionsfähig sein kann.

Von einem echten System kollektiver Sicher-
heit wird zu Recht nur dann gesprochen wer-
den können, wenn es die politische Einheit, 
die daran teilnimmt, in zweifacher Weise be-
rechtigt und verpflichtet. Einerseits muß jedes 
Mitglied zugleich Nutznießer und Garant des 
Systems sein, das heißt, es genießt den Schutz 
der kollektiven Sicherheitsgewährleistung und 
übernimmt dafür die Verpflichtung, sie seiner-
seits zu unterstützen. Jeder Teilnehmer tritt 
quasi in einer Doppelfunktion auf, nämlich als 
„Konsument" und „Produzent von Sicher-
heit 68" ).

Andererseits steht jedes Mitglied gleichzeitig 
unter dem Schutzversprechen wie unter der 
Sanktionsdrohung des Systems, das heißt, es 
kann theoretisch in die Rolle des Angegriffe-
nen und damit Schutzbedürftigen ebenso gera-
ten wie in die des Aggressors, gegen den die 
kollektive Sanktion sich richtet. Ein echtes 
Kollektivsystem muß also von der „Anonymi-
tät des Aggressors" 69 ) ausgehen. Es 
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„darf 
nicht gegen eine bestimmte Macht als solche 
gerichtet sein" ).

Insbesondere die letzte Voraussetzung war je-
doch 1919 in Europa nur höchst mangelhaft

68) John H. Herz, Weltpolitik im Atomzeitalter, 
Stuttgart 1961, S. 47.

69)  Herz, a. a. O., S. 49.
70) Georg Schwarzenberger, Power Politics, Lon-
don 1951, S. 493.



erfüllt. Schon die formale Verknüpfung der 
Völkerbundsatzung mit den übrigen Teilen des 
Versailler Vertragswerkes setzte den entschei-
denden politischen Akzent. Auf diese Weise 
war versucht worden, ein kollektives Sicher-
heitssystem über einer internationalen Ord-
nung aufzurichten, die nebeneinander poli-
tisch saturierte Staaten und politisch diskrimi-
nierte Staaten umfaßte. Damit aber war auch 
die Rollenverteilung zwischen potentiellen An-
greifern und potentiell Angegriffenen bereits 
vorgegeben. Denn nur für bestimmte Mächte 
bestand praktisch ein Anreiz, ihren subjektiv 
unbefriedigenden Status durch offensive Poli-
tik bis hin zu offener Aggression zu verbes-
sern.

Dem kam die Abfassung der Artikel 10 und 19 
der Völkerbundsatzung noch entgegen. Zusam-
mengenommen begründeten sie eine umfas-
sende Garantie des gegebenen politischen und 
territorialen Besitzstandes bei gleichzeitigem 
Ausschluß von Möglichkeiten legaler und 
friedlicher Vertragsrevision. Indem aber ein 
Kollektivsystem einseitig zugunsten eines Tei-
les der Mitglieder wirkt, wird es in sich selbst 
fragwürdig und nimmt den Charakter eines 
Bündnisses an, das auf die Konservierung der 
bestehenden Ordnung hin angelegt ist. Es 
vertieft dadurch den Konflikt zwischen Anhän-
gern und Gegnern des Status quo, anstatt ihn 
einzudämmen und einer Lösung zugänglich zu 
machen. Ob die Abrüstungsverhandlungen 
diesen Mangel beseitigen konnten, wurde so 
zum Prüfstein ihrer Eignung zur Konsolidie-
rung der kollektiven Sicherheit.

2. Sicherheit durch Abrüstung?

Daß Abrüstung grundsätzlich ein stabilisieren-
des Element der internationalen Beziehungen 
sei und die äußere Sicherheit aller Staaten 
erhöhe, war zwischen den Weltkriegen die in 
der Politik wie auch in der Wissenschaft vor-
herrschende Überzeugung. Sie beruhte u. a. 
auf der Annahme, daß Staaten Kriege führten, 
weil sie über Rüstungen verfügten, und daß 
der ungezügelte Rüstungswettlauf selbst eine 
kriegsverursachende Kraft sei.

Nach allen bisherigen Erfahrungen und Ein-
sichten ist der allgemeine Zusammenhang von 
Sicherheit und Abrüstung komplizierter. Un-
abhängig von der Funktion, die militärische 
Rüstung für die Stabilisierung des ökonomi-
schen und sozialen Systems innerhalb einer 
politischen Einheit hat oder haben kann, las-
sen sich im Hinblick auf die Außenbeziehun-
gen eines Staates drei Motive unterscheiden, 
die ihn zu Rüstungsanstrengungen veranlas-
sen. Es sind

1. die Furcht vor Bedrohung durch einen 
militärischen Angriff,

2. die eigene Angriffsabsicht,

3. die Absicht, durch Rüstung Macht zu de-
monstrieren, das heißt, sie als Abschreckungs-
oder Drohpotential einzusetzen, um dadurch 
politischen Zielen Nachdruck zu verleihen.

Ob im historischen Einzelfall nur je ein einziges 
dieser Motive aufzuweisen ist, mag bezweifelt 
werden. Eher werden mehrere davon oder so-
gar alle nebeneinander bestehen, sich über-
lagern und mehr oder minder dominant in 
konkreten politischen Entscheidungen zur Gel-
tung kommen.

Die Frage der jeweiligen Kombination rü-
stungsmotivierender Faktoren ist aber auch 
weniger wichtig gegenüber einem allgemeine-
ren und ihnen allen gemeinsamen Bestim-
mungsgrund: Rüstung, wie immer sie begrün-
det sein mag, kann als verläßliches Indiz die-
nen für das disharmoniserte Verhältnis des 
betreffenden Staates zu seiner Umwelt oder 
zu Teilen davon. Ob ein Staat sein militäri-
sches Potential unterhält, um einen Angriff 
zu unternehmen oder einen Angriff abzuweh-
ren, mit einem Angriff zu drohen oder vor 
einem Angriff abzuschrecken, stets ist es eine 
politische Konfliktsituation, die seiner Haltung 
zugrunde liegt.

Sicherheit zwischen den Gliedern eines be-
stimmten internationalen Systems läßt sich 
danach definieren als Funktion der Häufung 
und Intensität von innerhalb des Systems be-
stehenden Konflikten, nicht als Funktion der 
vorhandenen Rüstungen. Umgekehrt ist Ab-



rüstung keine Ursache, sondern allenfalls ein 
Symptom der Sicherheit, das anzeigt, in wel-
chem Maß die Staaten mit der gewaltsamen 
Austragung ihrer Rivalitäten rechnen.

Von sich aus vermag also Abrüstung weder 
politische Gegensätze zu überwinden noch, 
was in der Wirkung dasselbe ist, die Sicher-
heit zwischen Staaten zu erhöhen. Die einzige 
nennenswerte Vereinbarung zwischen den 
Weltkriegen, die eine tatsächliche Verminde-
rung der Rüstungen zur Folge hatte, das 
Washingtoner Flottenabkommen, ist ein Bei-
spiel dafür, daß eine politische Verständigung 
unter den Beteiligten vorausgehen muß, um 
den Boden für eine Abrüstungsübereinkunft 
zu bereiten. Großbritannien, die Vereinigten 
Staaten und Japan hatten sich vorher im Vier-
mächte- und im Neunmächtevertrag über ihre 
gegenseitigen Interessen im Pazifik und ins-
besondere gegenüber China arrangiert. Keine 
dieser Mächte versuchte überdies, die Ab-
rüstungsfrage als Hebel zu benutzen, um die 
bestehende Kräfteverteilung zu ihren Gunsten 
zu ändern. Die Einigung erfolgte auf der 
Grundlage der tatsächlichen politischen Ge-
wichtung in diesem Raum, nicht gegen sie.

Wenn dennoch der Abrüstung eine gewisse 
Befähigung zugesprochen werden kann, inter-
nationale Sicherheit zu fördern, so ist sie mehr 
indirekter Art und eher im Bereich des politi-
schen Klimas aufzuspüren als in meß- und 
wägbaren Fakten. Abrüstungsmaßnahmen mö-
gen helfen, Furcht abzubauen, Vertrauen zu 
schäften und zwischenstaatliche Beziehungen 

zu entspannen, so daß politische Lösungen 
erleichtert werden. Effektive Sicherheit aber 
entsteht nur durch Eliminierung von Konflik-
ten, nicht durch Beseitigung bestimmter Mittel 
zu ihrer Austragung.

3. Das Scheitern einer Idee

In der politischen Realität der Jahre zwischen 
1919 und 1939 haben sich weder im Sinne der 
einen noch der anderen Auffassung über den 
Zusammenhang von Abrüstung und Sicherheit 
die Abrüstungsverhandlungen als zulänglich 
erwiesen, einen direkten oder mittelbaren Si-
cherheitsbeitrag zu leisten. Ihre diplomatische 
Geschichte endete in dem Fiasko einer allge-
meinen Beschleunigung des Rüstungstempos 
und der allseitigen Zunahme des Unsicher-
heitsgefühls. Speziell als Mittel zur Konsoli-
dierung der kollektiven Sicherheit in Europa 
sind sie unwirksam geblieben, da sie den 
grundlegenden Strukturdefekt der europä-
ischen Mächteordnung, die ungleichgewichtige 
Machtverteilung nach der Augenblickskonstel-
lation von 1919, nicht zu überwinden vermoch-
ten.

Frankreich wie Deutschland erblickten in der 
militärischen Rüstung die Manifestation der 
politischen Stärke, deren Erhaltung bzw. Er-
weiterung ein fundamentales Ziel ihrer gegen-
einander gerichteten außenpolitischen Konzep-
tion ausmachte. Ehe über diese prinzipiellen 
und einander ausschließenden Machtansprüche 
nicht entschieden war, konnte eine Einigung 
über Abrüstung schwerlich erzielt werden.


